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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend die gemeinsame Maßnahme 
zur Verbesserung der Verarbeitungs- und Absatzbedingungen 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere Ar- 
tikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. Weitaus die meisten landwirtschaftlichen Er- 
zeugnisse in der Gemeinschaft werden verarbei- 
tet, bevor sie an den Endverbraucher gelangen. 
Die Verbesserung von Verarbeitung und Absatz 
insbesondere durch Förderung der Verbesserung 
von Qualität und Aufmachung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse schafft die Möglichkeit, 
größere Märkte zu erschließen und den Wert 
der Erzeugnisse zu erhöhen, und trägt so zur 
Produktivitätssteigerung der Landwirtschaft bei. 

2. Die in diesem Bereich geplanten Maßnahmen 
haben Gemeinschaftscharakter und bezwecken 
die Erreichung der Ziele von Artikel 39 Ab- 
satz 1 Buchstabe a des Vertrages. Somit sind sie 
eine Gemeinschaftsaktion im Sinne von Arti- 
kel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des 
Rates vom 21. April 1970 betreffend die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik 1 ), zu- 
letzt geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 
2788/72-). 

3. Die finanzielle Beteiligung des EAGFL, Abtei- 
lung Ausrichtung, an Investitionsvorhaben ist 
davon abhängig zu machen, daß diese in beson- 
dere Mehrjahresprogramme mit eingehender 
Analyse der Lage des Bereichs und der geplan- 
ten Verbesserung eingebettet sind. Damit die 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1975, S. 13 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 


Betreffenden den größtmöglichen Vorteil aus 
dieser Maßnahme ziehen, muß der Anstoß zur 
Ausarbeitung der Programme außer von der 
Kommission auch von den Mitgliedstaaten und 
den ßerufskreisen ausgehen können. Die Berufs- 
kreise müssen auch vor der Befürwortung der 
Programme durch die Kommission möglichst 
weitgehend gehört werden. 

4. Um in die Vergünstigung der Gemeinschafts- 
finanzierung zu gelangen, müssen die Vorhaben 
ferner allgemeinen Kriterien entsprechen, die 
die Verbesserung und Rationalisierung der Ver- 
arbeitsungs- und Absatzstrukturen für landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse sowie eine dauerhafte 
positive Auswirkung auf den Agrarbereich ge- 
währleisten. 

5. Es ist angebracht, Kriterien festzulegen, bei 
denen dem Zusammenhang zwischen dem Vor- 
haben und der gesamten gemeinsamen Agrar- 
politik, der regionalen Situation und dem Um- 
fang der Rationalisierung der Absatzwege sowie 
der Qualitätsverbesserung Rechnung getragen 
wird. 

6. Um die Maßnahmen der Gemeinschaft und die 
des Mitgliedstaates aufeinander abzustimmen, 
dürfte es angebracht sein, daß der Mitgliedstaat 
die vom Fonds zu finanzierenden Vorhaben 
befürwortet und sich an der Finanzierung betei- 
ligt. 

7. Damit die Begünstigten die Bedingungen für die 
Gewährung des Fondszuschusses auch einhalten, 
ist ein wirksames Kontrollverfahren vorzuse- 
hen sowie die Möglichkeit zu schaffen, den Zu- 
schuß des Fonds auszusetzen, einzuschränken 
oder ganz einzustellen. 

8. Ein Zuschuß des Fonds in Form einer Kapital- 
beihilfe in Höhe von höchstens 25 v. H. der In- 
vestitionssumme stellt eine angemessene Betei- 
ligung an der Durchführung der Investition dar. 

9. Mit Zuschüssen des Fonds für die Dauer von 
zehn Jahren und in Höhe von 400 Millionen 
Rechnungseinheiten in den ersten fünf Jahren 
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könnten die Probleme der Verbesserung der 
Absatz- und Verarbeitungsbedingungen für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse gelöst werden. 

10. Zur Befürwortung der Programme und Vor- 
haben ist ein Verfahren, das eine enge Zusam- 
menarbeit zwischen dem Mitgliedstaat und der 
Kommission im Ständigen Agrarstrukturaus- 
schuß :; ) gewährleistet, und bei den Vorhaben 
die Konsultierung des Fondsausschusses von Ar- 
tikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 vor- 
zusehen. 

11. Um der für die Aufstellung der Programme 
erforderlichen Zeit Rechnung zu tragen, muß es 
während der ersten drei Jahre der Durchfüh- 
rung der Maßnahme möglich sein, Vorhaben zu 
finanzieren, die nicht in den Programmen ent- 
halten sind - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Zur Förderung und Rationalisierung der Markt- 
strukturen landwirtschaftlicher Erzeugnisse wird 
eine gemeinsame Maßnahme mit dem Ziel ein- 
geführt, die im Absatz oder in der Verarbeitung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätigen Betriebe 
zu fördern und zu modernisieren. 

2. Sämtliche in dieser Verordnung vorgesehenen 
Maßnahmen stellen eine gemeinsame Maßnahme 
im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 dar. 

3. Die Kommission kann unter den in Titel III und 
IV vorgesehenen Bedingungen einen Zuschuß zu 
den gemeinsamen Maßnahmen gewähren, indem 
sie durch den Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Ausrichtung, nachstehend „Fonds" genannt, Ein- 
zelvorhaben finanziert, die den Bedingungen und 
Anforderungen von Titel II entsprechen und in 
spezifischen Programmen enthalten sind, die in 
Titel I beschrieben werden. 

TITEL I 

Spezifische Programme 
Artikel 2 

1. Die spezifischen Mehrjahresprogramme betref- 
fen die Förderung oder Rationalisierung der Ver- 

:5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 136 
vom 17. Dezember 1962, S. 2892/62 


arbeitung oder Vermarktung eines oder mehre- 
rer Erzeugnisse oder Gruppen landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse in der gesamten Gemeinschaft 
oder einem Teil davon. 

2. Die spezifischen Programme werden ausgearbei- 
tet von 

a) den Mitgliedstaaten, 

b) den berufständischen oder überberuflichen 
Organisationen des betreffenden Sektors oder 
einer repräsentativen Gruppe von Betrieben, 

c) der Kommission nach dem Verfahren von Ar- 
tikel 25, insbesondere wenn sie für ein Gebiet 
bestimmt sind, das zum Hoheitsgebiet mehre- 
rer Mitgliedstaaten gehört. 

Artikel 3 

1. Die Programme müssen wenigstens folgende An- 
gaben einschließen: 

a) Abgrenzung des geographischen Gebietes, 
für das das Programm gilt, sowie Gründe für 
diese Abgrenzung; 

b) Beschreibung der Ausgangslage und Analyse 
der Tendenzen, die sich daraus ableiten las- 
sen, insbesondere: 

— allgemeine wirtschaftliche und soziale 
Lage des geographischen Gebietes, soweit 
sie das Programm angeht, insbesondere 
Aussichten für den Absatz der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse; 

— Umfang der landwirtschaftlichen Erwerbs- 
tätigkeit; 

— Lage des Sektors der Verarbeitung und 
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse, auf den sich das Programm bezieht; 

c) Erläuterung der Bedürfnisse, denen das Pro- 
gramm gerecht werden soll und Ziele des 
Programms; 

d) Darlegung der wirtschaftlichen Bedeutung des 
Programms in dem betreffenden Produktions- 
zweig; 

e) vorgesehene Mittel zur Erreichung der Ziele, 
insbesondere für die Handels- oder Verarbei- 
tungsbetriebe zu erwägenden Maßnahmen in 
bezug auf Investitionen und die durchzufüh- 
rende Rationalisierung; 

f) erwartete Auswirkungen des Programms auf 
die Lage der landwirtschaftlichen Betriebe in 
dem betreffenden Gebiet; 

g) Verhältnis des Programms zu etwaigen son- 
stigen Maßnahmen zur Förderung der harmo- 
nischen Entwicklung der Gesamt Wirtschaft; 
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h) geplante Fristen für die Durchführung des 
Programms. 

2. Die in Absatz 1 vorgesehenen Angaben müssen 
der gegebenen, noch nicht zeitlich überholten 
Lage entsprechen. 

Artikel 4 

1. Die gemäß Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a und b 
ausgearbeiteten Programme werden über den 
Mitgliedstaat oder die Mitgliedstaaten, in deren 
Hoheitsgebiet sie durchgeführt werden sollen, 
der Kommission übermittelt. 

2. Ein der Kommission übermitteltes Programm muß 
von dem oder den betreffenden Mitgliedstaaten 
befürwortet worden sein. 

3. Alle Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
auf Verlangen zusätzliche Bcurteilungskriterien. 

Artikel 5 

1. Nach Prüfung der Programme konsultiert die 
Kommission die repräsentativen Berufsverbände 
der Erzeugungs-, Verarbeitungs- und Vermark- 
tungsbetriebe des betreffenden Sektors auf Ge- 
meinschaftsebene. 

2. Die Kommission äußert sich zu jedem Programm 
und beschließt nach dem in Artikel 25 vorgesehe- 
nen Verfahren, wenn das Programm den Bestim- 
mungen von Titel I dieser Verordnung entspricht. 
Bei ihrer Stellungnahme zu den einzelnen Pro- 
grammen bemerkt sie insbesondere, ob und 
unter welchen zusätzlichen Bedingungen für Vor- 
haben, die sich in dieses Programm einfügen, 
ein Zuschuß aus dem Fonds gewährt werden 
kann. 

3. Das in Artikel 4 und 5 Absatz 1 und 2 vorgesehe- 
ne Verfahren gilt auch für die Anpassung der 
Programme an die neue Entwicklung. 

TITEL II 

Bedingungen und Ziele, denen sie sich 
in spezifische Programme einfügenden Vorhaben 
entsprechen müssen 

Artikel 6 

Die Kommission kann unter den in Titel III und IV 

vorgesehenen Bedingungen einen Zuschuß des 

„Fonds“, Abteilung Ausrichtung zu den Vorhaben 

gewähren, die den Bedingungen der Artikel 7, 8, 9, 

10 und 11 entsprechen. 

Artikel 7 

1. Im Sinne dieser Verordnung ist unter Vorhaben 
jegliche öffentliche, halböffentliche oder private 
Investition zu verstehen, die ausschließlich oder 
teilweise darauf abzielt, die Verarbeitung und 
den Absatz landwirtschaftlicher Erzeugnisse zu 
rationalisieren oder zu fördern, mit Ausnahme 
der Vorhaben, die eine bloße Kapazitätsverringe- 
rung bezwecken. 
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2. Unter Rationalisierung und Förderung der Ver- 
arbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse sind insbesondere Betriebseinrich- 
tungen mit folgendem Ziel zu verstehen: 

a) Verbesserung der Lagerung, Zurichtung und 

Konservierung, 

b) Valorisierung, 

c) Verbesserung der Vermarktungswege, 

d) bessere Kenntnis der Angaben über die Preis- 
bildung auf den Märkten der landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse, 

e) Forschung nach neuen Valorisierungs- und 
Verarbeitungsverfahren. 

3. Vorhaben, für welche Gemeinschaftsbeihilfen im 
Rahmen anderer gemeinsamer Maßnahmen ge- 
währt werden können, fallen nicht in den An- 
wendungsbereich dieser Verordnung. 

4. Die Vermarktungseinrichtungen auf der Einzcl- 
handelsstufe sind von dieser Verordnung nicht 
betroffen. 

Artikel 8 

1. Die Vorhaben können sich auf Einrichtungen be- 
ziehen, die zur Vermarktung oder Verarbeitung 
sämtlicher Erzeugnisse in Anhang II des Vertra- 
ges bestimmt sind. 

2. Die Vorhaben können sich auch auf Einrichtun- 
gen beziehen, die zur Erzeugung oder Vermark- 
tung von nicht in Anhang II des Vertrages aufge- 
führten Erzeugnissen bestimmt sind, sofern der 
Großteil des Wertes dieser Erzeugnisse auf 
Agrarerzeugnisse entfällt. 

Artikel 9 

1. Die Vorhaben sollen zur Verbesserung der Lage 
des betreffenden landwirtschaftlichen Produk- 
tionszweiges (Grunderzeugnisse) beitragen; sie 
sollen insbesondere dazu führen, daß eine reprä- 
sentative Anzahl von Grunderzeugnisse produ- 
zierenden Landwirten an den daraus erwachsen- 
den wirtschaftlichen Vorteilen in angemessenem 
Umfang dauerhaft teilhaben. 

2. Daß sie dieser Anforderung entsprechen, kann 
insbesondere durch langfristige Lieferverträge 
mit den Erzeugern des landwirtschaftlichen 
Grunderzeugnisses zu für sie angemessenen Be- 
dingungen nachgewiesen werden. 

Artikel 10 

Die Vorhaben müssen 

a) in spezifischen Programmen gemäß Titel I dieser 
Verordnung enthalten sein und von der Kommis- 
sion beschlossen oder befürwortet werden; 

b) unmittelbar oder mittelbar auf eine Anpassung 
oder Verbesserung der Landwirtschaft abzielen, 
die durch die wirtschaftlichen Folgen der Agrar- 
politik notwendig wird oder den Bedürfnissen 
der gemeinsamen Agrarpolitik entsprechen soll; 
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c) rentabel sein und ausreichende Gewähr hinsicht- 
lich der dauerhaften wirtschaftlichen Auswirkung 
der Agrarstrukturverbesserung bieten. 

Artikel 11 

Die Vorhaben 

a) müssen den Erfordernissen des Umweltschutzes 
gerecht werden und dürfen, 

b) die Belange der Verbraucher nicht beeinträchti- 
gen. 

Artikel 12 

1. Entgegen Artikel 10 Buchstabe a kann zu Vor- 
haben, die nicht in Titel I entsprechenden Pro- 
grammen enthalten sind, während eines Zeit- 
raums von drei Jahren nach Inkrafttreten dieser 
Verordnung ein Zuschuß aus dem Fonds gewährt 
werden. 

2. Während des in Absatz 1 genannten Zeitraums 
haben jedoch Vorhaben, die sich in Titel I ent- 
sprechende Programme einfügen, Vorrang für 
einen Zuschuß aus dem Fonds. 

TITEL III 

Verfahren für die Prüfung und Anforderungen 
für die Beurteilung der Vorhaben 

Artikel 13 

1. Die Anträge auf Zuschüsse aus dem Fonds müs- 
sen der Kommission jährlich bis zum 1. Oktober 
vorgelegt werden. Die Kommission muß bis zum 
31. Dezember des nächsten Jahres eine Entschei- 
dung hierüber treffen. 

2. Die Anträge auf Zuschüsse aus dem Fonds müs- 
sen über den betreffenden Mitgliedstaat einge- 
reicht werden. 

3. Um für einen Zuschuß aus dem Fonds in Betracht 
zu kommen, müssen die Vorhaben von dem Mit- 
gliedstaat befürwortet werden, auf dessen Ho- 
heitsgebiet sie durchgeführt werden sollen. Wird 
ein Antrag hinsichtlich eines Vorhabens, das sich 
in ein Programm im Sinne des Titels I einfügt, 
nicht von dem betreffenden Mitgliedstaat befür- 
wortet, so teilt dieser diesen Antrag informa- 
tionshalber der Kommission mit. 

4 . Die Anträge auf Zuschüsse müssen zusammen 
mit den Einzelheiten eingereicht werden, aus 
denen sich entnehmen läßt, daß das Vorhaben 
die Bedingungen in Titel II erfüllt. 

5 . Die Angaben, die die Anträge enthalten müssen 
sowie ihre Form werden gemäß dem Verfahren 
in Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
festgelegt. 

Artikel 14 

l. Uber den Zuschuß aus dem Fonds wird gemäß 
dem Verfahren in Artikel 25 entschieden. Die 
Kommission trifft ihre Entscheidung, nachdem 
sie den Ausschuß des Fonds zu den finanziellen 


Aspekten und insbesondere den verfügbaren 
Mitteln gehört hat. 

2. Die Entscheidung der Kommission wird dem be- 
treffenden Mitgliedstaat sowie den Begünstigten 
mitgeteilt. 

Artikel 15 

Ein Zuschuß aus dem Fonds kann für Vorhaben nur 

gewährt werden, wenn sie eine oder mehrere der 

nachstehenden Anforderungen erfüllen: 

a) Vorhaben, die besonders wirksam zu der von der 
gemeinsamen Agrarpolitik angestrebten Produk- 
tionsausrichtung beitragen sowie gegebenenfalls 
Vorhaben, mit denen durch die Erzeugung neuer 
Produkte neue Absatzmöglichkeiten für die 
Agrarproduktion erschlossen werden; 

b) Vorhaben, die geeignet sind, die Interventions- 
mechanismen im Rahmen der gemeinsamen 
Marktorganisationen dadurch zu entlasten, daß 
sie langfristig dem Bedarf nach Strukturverbesse- 
rung entsprechen; 

c) Vorhaben, durch die Interventionen auf lange 
Sicht vermieden werden können; 

d) Vorhaben in Gebieten oder Zonen, denen der 
Fonds für regionale Entwicklung Unterstützung 
gewähren kann, oder Vorhaben in Gebieten, in 
denen die Anpassung an die wirtschaftlichen Fol- 
gen der Maßnahmen der gemeinsamen Agrar- 
politik besonders schwierig sein könnte; 

e) Vorhaben, die zur Verbesserung der Vermark- 
tungswege für verarbeitete oder nicht verarbei- 
tete landwirtschaftliche Erzeugnisse beitragen; 

f) Vorhaben, die zur Verbesserung der Qualität der 
Erzeugnisse oder zur besseren Nutzung der Ne- 
benerzeugnisse (insbesondere Abfallverwertung) 
beitragen; 

g) Vorhaben zur Förderung der Erforschung neuer 
Verfahren zur Verbesserung der Verarbeitung 
und Vermarktung der Erzeugnisse; 

h) Vorhaben, die sich auf die Beratung und Infor- 
mation in der Landwirtschaft beziehen oder durch 
die ein besserer Einblick in die Märkte vermittelt 
werden soll. 

Artikel 16 

1. Bei dem Beschluß der Kommission über die ein- 
zelnen Vorhaben wird insbesondere berücksich- 
tigt, ob andere Beihilfen als in dieser Verordnung 
vorgesehen für diese Vorhaben gewährt werden. 
Hierzu teilt der betreffende Mitgliedstaat der 
Kommission mit, welche einzelstaatlichen Beihil- 
fen zugunsten des Vorhabens bestehen. 

2. Die Kommission trägt dafür Sorge, daß die Tätig- 
keit des Fonds mit allen sonstigen Hilfsmaß- 
nahmen aus Gemeinschaftsmitteln abgestimmt ist. 

Artikel 17 

Falls die Auswirkungen der Beihilfen durch gemein- 
schaftliche Grundsätze begrenzt werden (z. B. für 
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bestimmte Produktionszweige oder Gebiete), tragen 
die Mitgliedstaaten und die Kommission diesen 
Grundsätzen Rechnung. 

TITEL IV 

Finanz- und allgemeine Vorschriften 
Artikel 18 

1. Für die Durchführung der gemeinsamen Maßnah- 
me ist ein Zeitraum von zehn Jahren vorgesehen. 

2. Nach einem Zeitraum von fünf Jahren ab Inkraft- 
treten dieser Verordnung werden die Verord- 
nungsvorschriften auf Vorschlag der Kommission 
vom Rat überprüft. 

3. Die Gesamtkosten der gemeinsamen Maßnahmen 
zu Lasten des EAGFL belaufen sich auf 400 Mil- 
lionen Rechnungseinheiten für die ersten fünf 
Jahre. 

4. Artikel 6 Absatz 5 der Verordnung (EWG) Nr. 
729/70 findet auf diese Verordnung Anwendung. 

Artikel 19 

1. Der Zuschuß des Fonds besteht in Kapitalzu- 
schüssen, die auf einmal oder in mehreren Raten 
gewährt werden. 

2. Bei einem bestimmten Vorhaben 

— dürfen die vom Fonds gewährten Zuschüsse 
25 v. H. der Investitionen nicht überschreiten, 

— muß die finanzielle Beteiligung des Begün- 
stigten mindestens 50 v. FI. der Investitio- 
nen betragen. 

Der Mitgliedstaat, auf dessen Floheitsgebiet das 
Vorhaben durchgeführt werden soll, beteiligt 
sich an der Finanzierung. Seine finanzielle Betei- 
ligung beträgt wenigstens 40 v. H. des vom 
Fonds gewährten Zuschusses. 

3. Der Zuschuß des Fonds für die in Artikel 12 vor- 
gesehenen Vorhaben darf im Verhältnis zur 
getätigten Investition nicht überschreiten: 

— 25 v. H. bei den Vorhaben, die aus den Haus- 
haltsmitteln des ersten Jahres nach Inkraft- 
treten dieser Verordnung finanziert werden, 

— 20 v. FI. bei den Vorhaben, die aus den Haus- 
haltsmitteln des zweiten Jahres nach Inkraft- 
treten dieser Verordnung finanziert werden, 

— 15 v. H. bei den Vorhaben, die aus den Haus- 
haltsmitteln des dritten Jahres nach Inkraft- 
treten dieser Verordnung finanziert werden. 

Artikel 20 

Wird die nationale Beihilferegelung, in die sich 
die finanzielle Beteiligung des Mitgliedstaates ein- 
fügt, im Rahmen der Artikel 92 bis 94 des Vertrages 
gleichzeitig mit der oder nach der Vorlage des 
Vorhabens mitgeteilt, so kann die finanzielle Betei- 
ligung des Mitgliedstaates erst nach Ablauf eines 
Zeitraums von vier Monaten nach Notifizierung der 
Beihilferegelung bei der Kommission gewährt wer- 
den. 


Artikel 21 

1. Die Beteiligung des Fonds darf nicht dazu führen, 
daß sich die Wettbewerbsbedingungen zwischen 
den Mitgliedstaaten in einer Weise ändern, die 
mit den Grundsätzen in den entsprechenden Ver- 
tragsvorschriften unvereinbar ist oder daß eine 
beherrschende Stellung auf dem Gemeinsamen 
Markt oder auf einem wesentlichen Teil dessel- 
ben gestärkt oder geschaffen wird. 

Artikel 22 

1. Einen Zuschuß aus dem Fonds können natürliche 
oder juristische Personen oder ihre Zusammen- 
schlüsse erhalten, die in letzter Instanz die Fi- 
nanzlast im Zusammenhang mit der Durchführung 
des Vorhabens tragen. 

Die Zahlungen im Rahmen des Zuschusses des 
Fonds erfolgen über die hierzu von dem betref- 
fenden Mitgliedstaat bezeichneten Stellen. 

2. Während der gesamten Dauer der Beteiligung 
des Fonds übermittelt die hierzu von dem betref- 
fenden Mitgliedstaat bezeichnete Stelle der Kom- 
mission auf Verlangen sämtliche Belege und Un- 
terlagen, mit denen nachgewiesen werden soll, 
daß die finanziellen oder sonstigen Auflagen, 
die für die einzelnen Vorhaben gemacht werden, 
erfüllt sind. Die Kommission kann gegebenenfalls 
Nachprüfungen an Ort und Stelle vornehmen. 
Wird ein Vorhaben, für das ein Zuschuß beschlos- 
sen worden ist, nicht wie vorgesehen durchge- 
führt oder werden insbesondere bestimmte Auf- 
lagen nicht erfüllt, so kann der Zuschuß des 
Fonds nach dem Verfahren in Artikel 25 ausge- 
setzt, eingeschränkt oder ganz eingestellt werden. 
Die Kommission beschließt hierüber, nachdem sie 
den Ausschuß des Fonds zu den finanziellen 
Aspekten konsultiert hat. 

Die Kommission fordert ungerechtfertigt gezahlte 
Beträge zurück. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren in Artikel 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 

Artikel 23 

1. Für jedes Vorhaben, für das ein Zuschuß aus 
dem Fonds gewährt worden ist, ist innerhalb 
von drei Jahren nach seiner Durchführung der 
Kommission über den betreffenden Mitgliedstaat 
ein Bericht vorzulegen, der vom Begünstigten 
ausgearbeitet und von dem Mitgliedstaat mit 
einem Sichtvermerk versehen worden ist. 

2. HäF; der Begünstigte die Verpflichtung gemäß 
Ab: atz 1 nicht ein, so kann die Kommission nach 
der Verfahren in Artikel 25 und nach Konsul- 
tier ing des Ausschusses des Fonds zu den finan- 
ziellen Aspekten beschließen, ihren Beschluß, 
einen Zuschuß zu gewähren, ganz oder teilweise 
rückgängig zu machen. Der Beschluß wird dem 
Begünstigten und dem betreffenden Mitgliedstaat 
mitgeteilt. Die Kommission zieht die zu Unrecht 
gezahlten Beträge wieder ein. 
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3. Der betreffende Mitgliedstaat trifft alle erforder- 
lichen Maßnahmen, damit der Begünstigte die in 
Absatz 1 vorgesehene Verpflichtung erfüllt. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren in Artikel 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 

Artikel 24 

Die bei der Kommission eingereichten Anträge auf 
Zuschüsse aus dem Fonds für Vorhaben, für die 
wegen unzureichender Mittel kein Zuschuß gewährt 
werden konnte, können von den betreffenden Mit- 
gliedstaaten im Einvernehmen mit den Antragstel- 
lern auf den nächsten Antragszeitraum übertragen 
werden. Die Anträge auf Übertragung müssen der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens 30 Ta- 
gen ab dem Zeitpunkt vorgelegt werden, zu dem 
der Mitgliedstaat über das Ergebnis des Verfahrens 
in Artikel 25 unterrichtet worden ist. Ein Antrag 
auf Zuschuß kann jedoch nur einmal übertragen 
werden. 

Artikel 25 

1. In den Fällen, in denen auf diesen Artikel Bezug 
genommen wird, wird der durch Artikel 1 der 
Entscheidung des Rates vom 4. Dezember 1962 
über die Koordinierung der Agrarstrukturpolitik 
eingesetzte Ständige Agrarstrukturausschuß von 
seinem Vorsitzenden auf dessen Veranlassung 
oder auf Antrag des Vertreters eines Mitglied- 
staates befaßt. 


j 2. Der Vertreter der Kommission legt einen Entwurf 
für den zu fassenden Beschluß vor. Der Ausschuß 
gibt innerhalb einer Frist, die der Vorsitzende 
entsprechend der Dringlichkeit der zur Prüfung 
anstehenden Fragen festsetzen kann, seine Stel- 
lungnahme zu diesen Maßnahmen ab. Er äußert 
sich mit Stimmenmehrheit, wobei die Stimmen 
der Mitgliedstaaten entsprechend Artikel 148 Ab- 
satz 2 des Vertrages gewogen werden. Der Vor- 
sitzende beteiligt sich nicht an der Abstimmung. 

3. Die Kommission faßt die Beschlüsse, die unmit- 
telbar gelten. Falls diese Maßnahmen jedoch nicht 
der Stellungnahme des Ständigen Agrarstruktur- 
ausschusses entsprechen, werden sie unverzüg- 
lich von der Kommission dem Rat mitgeteilt. In 
diesem Fall kann die Kommission vom Zeitpunkt 
dieser Mitteilung an die Anwendung der von ihr 
beschlossenen Maßnahmen um einen Monat oder 
länger zurückstellen. 

Der Rat kann nach dem Abstimmungsverfahren in 
Artikel 43 Absatz 2 des Vertrages binnen einem 
Monat anders entscheiden. 

Artikel 26 

Artikel 92 bis 94 des Vertrages sind im Rahmen 
dieser Verordnung voll anwendbar. 

Artikel 27 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Schätzungen über die finanzielle Auswirkung des Vorschlags der Verordnung Anlage I 
des Rates über die Verbesserung der Vermarktungs- und 
Verarbeitungsbedingungen der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 


1. Vorhaben, die öffentliche, halböffentliche oder 
private Investitionen zur Rationalisierung oder 
Entwicklung der Tätigkeiten zur Verarbeitung 
und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse enthalten, erhalten einen Zuschuß des 
Fonds, wenn sie von der Kommission gebilligt 
werden. 

Die vorliegende Verordnung schafft nicht eine 
Verpflichtung der Kommission, Beihilfen allen ihr 
vorgelegten oder allen die Bedingungen der vor- 
liegenden Verordnung erfüllenden Vorhaben zu 
gewähren. Die Kommission bleibt in ihrer Ent- 
scheidung über eine Beihilfe des EAGFL frei. 

2. Der Zuschuß des Fonds besteht in einer Kapital- 
beihilfe, die in einer oder mehreren Raten von 
insgesamt höchstens 25 v. H. der getätigten Inve- 
stitionen unter der Bedingung gewährt wird, daß 
die finanzielle Beteiligung des Begünstigten min- 
destens 50 v. H. beträgt. 

Die finanzielle Beteiligung des Mitgliedstaats 
beträgt mindestens 40 v. H. der vom Fonds be- 
willigten Beihilfe. 

3. Der von der Kommission gewährte Zuschuß aus 
dem Fonds, Abteilung Ausrichtung, für Vorha- 
ben der Verarbeitung und Vermarktung land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse läßt sich wie folgt 
zusammenfassen: 

Tabelle 1 

Beihilfen des EAGFL für die Verarbeitung und 
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 


Jahr 

Beihilfe EAGFL 

1 (in Mio RE) 

EUR 6 EUR 9 

In v. H. des 
insgesamt 
j gewährten 
Zuschusses 

1968 

35,4 


37,3 

1969 

45,7 


28,5 

1970 

61,5 


38,4 

1971 

59,1 


29,5 

1972 

63,9 


42,9 

1973 

48,3 

70,2 

41,3 

1974 

91,0 

123,7 

52,6 

Durch- 

schnitt 

57,8 


38,6 


0 Schätzungen für die ersten fünf Jahre 

Verhältnis zwischen EUR 6 und EUR 9: 

EUR 9 ^ (70,2 + 123,7) _ 1,392 

EURE“ (48,3+ 91,0) ~ 1 

Also wird der Durchschnitt EUR 6 von 57,8 Mio 
RE für 

EUR 9 : 57,8 X 1,392 = 80,45 Mio U.C. 


4. Wie aus Tabelle 2 hervorgeht, hat der Sektor 
der Nahrungsmittelindustrien eine bedeutende 
Investitionsanstrengung unternommen, um seine 
Strukturen zu stärken und seine Wettbewerbs- 
fähigkeit zu verbessern. 

Tabelle 2 

Investitionen in Anlagen: 
Nahrungsmittel- und Getränkeindustrie (Mio RE) 

Jahr EUR 6 EUR 9 

1669.9 
1872,6 

2222.9 

2448.5 3194,4 

2754.5 „3600 11 

Quelle: O.S.C.E. 


1968 

1969 

1970 

1971 

1972 


Unter den gegenwärtigen wirtschaftlichen Bedin- 
gungen wird man aber annehmen können, daß 
die Investitionsanstrengung auf diesem Gebiet 
nachlassen wird, weil einerseits die Nachfrage- 
steigerung für verfeinerte und Luxuserzeugnisse 
weniger stark als in der Vergangenheit ist und 
andererseits die Finanzierungsbedingungen 
schwieriger sind. 

5. Ein Gesamtzuschuß der Abteilung Ausrichtung 
des EAGFL von 80 Mio RE ergibt einen Gesamt- 
betrag an Investitionen von 80 X 4 — 320 Mio 
RE auf der Grundlage eines durchschnittlichen 
Zuschusses von 25 v. H. pro Vorhaben. 

Dies entspricht einer Finanzierung von 10 v. H. 
der in diesem Sektor im Europa der Neun getä- 
tigten Investitionen durch die Gemeinschaft. 

Die Kommission hält diesen Prozentsatz für ge- 
eignet dafür, daß die Gemeinschaft ihre Rolle 
zur Ausrichtung der Investitionen genügend aus- 
füllt, indem sie die Vorhaben, die am besten den 
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik entspre- 
chen, begünstigt. 

6. Zusammenfassung der Gesamtheit der Ausgaben, 
die sich aus der Verordnung ergeben (erste fünf 
Jahre) 


Jahr 

Betrag der 
Investitionen 
(Mio RE) 

Zuschüsse 
des EAGFL 
Abteilung 
Ausrichtung 
(Mio RE) 

1977 

320 

80 

1978 

320 

80 

1979 

320 

80 

1980 

320 

80 

1981 

320 

80 

Insgesamt 

1600 

400 
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Zusammenfassendes Finanzblatt 

1. Betroffene Haushaltsstelle: Posten 8202 

2. Bezeichnung der Maßnahme: Gemeinsame Maß- 
nahme für die Verbesserung der Bedingungen 
der Vermarktung und Verarbeitung landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse 

3. Rechtsgrundlage: 

Artikel 1, Absatz 3 und Artikel 6 der Verordnung 
Nr. 729/70 (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 94 vom 28. April 1970) 


5. Kosten der Maßnahmen: 

5.0. Für die ersten fünf Jahre 

5.0. 0. Zu Lasten des Haushalts der Gemein- 

schaft 

400 Mio RE in fünf Jahren 

5.0. 1. Zu Lasten der nationalen Verwaltun- 

tungen 

— mindestens 160 Mio RE in fünf Jah- 
ren 


— höchstens 400 Mio RE in fünf Jah- 
ren 

5.0.2. Zu Lasten der Begünstigten 

— mindestens 800 Mio RE in fünf Jah- 
ren 

— höchstens 1040 Mio RE in fünf Jah- 
ren 

5.1. Mehrjährige Fälligkeitsübersicht: 

80 Mio RE jedes Jahr während der ersten 
fünf Jahre 

5.2 Berechnungsmethode: 

Die mit der Verordnung Nr. 17/64/EWG ge- 
wonnene Erfahrung hat gezeigt, daß man 
durchschnittlich 80 Mio RE im Jahr für Vor- 
haben in diesem Sektor ausgibt. Dies deckt 
10 v. H. der Gesamtinvestitionen im Nah- 
rungsmittel- und Getränkesektor des Neuner- 
Europa ab. 

Finanzierung: 

6.1. Finanzierung durch Mittel im betreffenden 
Kapitel des laufenden Haushalts möglich 
Keine Mittel erforderlich 

6.2. Finanzierung durch Übertragung zwischen 
Kapiteln des laufenden Haushalts möglich 
Nicht erforderlich 

6.3. Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts 
Nicht erforderlich 

6.4. In künftige Haushaltspläne einzusetzende 
Mittel 

80 Mio RE jährlich ab Haushalt 1977 


4. Ziel der Maßnahme: 

Um die Marktstruktur der landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse zu entwickeln und zu rationalisieren 
wird eine gemeinsame Maßnahme mit dem Ziel 
eingeführt, Unternehmen, die sich mit der Ver- 
marktung und Verarbeitung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse befassen, zu ermutigen und zu mo- 
dernisieren. 
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Begründung 

1. Gemäß Artikel 11 Buchstabe c der Verordnung 
Nr. 17/64 (EWG) x ) fallen die Anpassung und Ver- 
besserung der Vermarktung landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse in den Anwendungsbereich der Abteilung 
Ausrichtung. In Artikel 12 Absatz 3 der genannten 
Verordnung wird dargelegt, daß die Anpassung und 
Verbesserung der Vermarktung die Vermarktungs- 
einrichlungen innerhalb oder außerhalb der land- 
wirtschaftlichen Betriebe in den Sektoren Lagerung 
und Konservierung sowie die Vermarktungswege 
umfaßt. 

Auf der Grundlage dieser Verordnung hat der 
EAGFL bisher Vorhaben finanziert, die in den An- 
wendungsbereich der vorgenannten Artikel fallen. 

2. Gemäß Verordnung Nr. 729/70 2 ) (Artikel 6 und 
Artikel 1 Absatz 3) werden die vom Rat nach dem 
Verfahren von Artikel 43 Absatz 2 Unterabsatz 3 des 
Vertrages im Hinblick auf die Verwirklichung der 
Ziele von Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe a des Ver- 
trages beschlossenen gemeinsamen Maßnahmen, ein- 
schließlich der für das Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes erforderlichen Strukturänderungen, 
vom EAGFL finanziert. Derartige gemeinsame Maß- 
nahmen wurden unter anderem im Bereich der Pro- 
duktionsstrukturen beschlossen 3 ). Im vorliegenden 
Entwurf ist eine gemeinsame Maßnahme im Bereich 
der Vermarktungs- und Verarbeitungsstruktur vor- 
gesehen. Er gründet sich auf folgende Entschließun- 
gen: 

3. In der Entschließung des Rates vom 25. Mai 1971 

über die Neuausrichtung der gemeinsamen Agrar- 
politik 4 ) wird die Kommission aufgefordert, 

auf dem Gebiet der Ver- 
marktung und Verarbeitung der Agrarerzeugnisse 
fortzufahren und Vorschläge zur Verwirklichung der 
Zielvorstellungen in Artikel 39 des Vertrages in die- 
sem Bereich zu unterbreiten. 

4. Entsprechend der Entschließung des Rates vom 
25. Mai 1972 hatte die Kommission bis zum 1. Okto- 
ber 1972 5 ) Vorschläge für gemeinsame Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Vermarktung und Verarbeitung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse zu unterbreiten. 

5. Aus Artikel 74 des Memorandums der Kommis- 
sion aus 1973 über die Anpassung der gemeinsamen 
Agrarpolitik geht hervor, daß die Kommission beab- 
sichtigt, dem Rat eine gemeinsame Maßnahme auf 
dem Gebiet der Vermarktung und Verarbeitungsein- 
richtungen für Agrarerzeugnisse vorzuschlagen. 

6. Das Europäische Parlament äußert sich in Punkt 
16 seiner Entschließung vom 10. Februar 1971 6 ) zu 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970 
:i ) Richtlinien 159, 160, 161: 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 96 
vom 23. April 1972 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 52 
vom 27. Mai 1971 
•>) T (169) f/72 (AGRI) (FIN) 

<>) Europäisches Parlament Dok. 45/70 Teil VI 


dem geänderten Vorschlag einer Verordnung über 
die Reform der Landwirtschaft 7 ) zustimmend dazu, 
die Landwirte zur horizontalen und vertikalen Inte- 
gration anzuregen. 

7. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß vertritt in 
seiner am 27. Mai 1969 veröffentlichten Stellungnah- 
me zum Memorandum über die Reform der Land- 
wirtschaft die Auffassung, daß das Problem des 
Verarbeitungs- und Vermarktungsapparates im Me- 
morandum der Kommission etwas zu kurz gekom- 
men ist. 

Seiner Ansicht nach müssen insbesondere in land- 
wirtschaftlichen und halblandwirtschaftlichen Gebie- 
ten Anstrengungen zur Verbesserung der Vermark- 
tung landwirtschaftlicher Erzeugnisse unternommen 
werden. Sollte in diesen Gebieten auch eine Förde- 
rung und Verbesserung der Verarbeitungseinrich- 
tungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse wün- 
schenswert sein, so könnte diese Förderung einen 
guten Ausgangspunkt für eine umfassendere Indu- 
strialisierung darstellen. 

Angestrebtes Ziel 

8. Weitaus die meisten Agrarerzeugnisse in der 
EWG unterliegen einer Verarbeitung, bevor sie an 
den Endverbraucher gelangen. Die Landwirtschaft 
hängt weitgehend vom reibungslosen Funktionieren 
der Vermarktung und Verarbeitung der Agrarer- 
zeugnisse ab. 

9. Zur Rationalisierung und Förderung der Verar- 
beitung und Vermarktung müssen die Wirtschafts- 
einheiten in diesen Sektoren neu geordnet werden. 
Je wirksamer die Verarbeitungs- und Vermark- 
tungsstrukturen sind, desto eher werden diese Sek- 
toren in der Lage sein, den Erzeugern der landwirt- 
schaftlichen Grunderzeugnisse angemessene Preise 
zu zahlen. 

10. Außerdem könnte eine Modernisierung und 
Spezialisierung der Verarbeitung und Vermarktung 
mit der Diversifizierung der Produktion eine stär- 
kere und regelmäßigere Nachfrage nach Agrarer- 
zeugnissen mit sich bringen. 

11. Mit leistungsfähigen Verarbeitungs- und Ver- 
marktungseinheiten wird eine bessere Ausrich- 
tung auf den Export ermöglicht, so daß zusätzliche 
Mengen landwirtschaftlicher Erzeugnisse aufgenom- 
men und exportiert werden können; auch können 
damit Erzeugnisse aus den entfernteren Gebieten 
des Gemeinsamen Marktes besser aufgenommen 
werden. 

12. Soweit die Verarbeitungs- und Vermarktungs- 
betriebe nicht in der Lage sind, die Modernisie- 
rungs- und Spezialisierungsmaßnahmen voll zu 
finanzieren, könnte eine finanzielle Beihilfe für eine 
derartige Maßnahme wünschenswert sein. Jedoch 
müssen Wettbewerbsverzerrungen zwischen Betrie- 
ben sowie eine ungleiche Behandlung der Sektoren 
und Gebiete verhindert werden. 

7 ) Dok. KOM (70) 500 Modernisierung, Betriebseinstel- 
lung usw. 
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Daher ist bei der Rationalisierung und Förderung 
eine gewisse Steuerung notwendig. Hierzu wird 
eine gemeinsame Maßnahme zur Förderung und 
Modernisierung der Betriebe vorgeschlagen, die 
sich mit der Vermarktung und Verarbeitung von 
Agrarerzeugnissen befassen. 

Aktionsmittel 

13. Um die Förderung und Rationalisierung der 
Marktstrukturen bei landwirtschaftlichen Erzeugnis- 
sen auf Gemeinschaftsebene zu koordinieren, sind 
spezifische Mehrjahresprogramme erforderlich. 

14. Diese Programme können sich auf die Vermark- 
tung oder Verarbeitung eines oder mehrerer Erzeug- 
nisse oder Gruppen landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
beziehen. 

15. Die spezifischen Programme können entweder 
von einem oder mehreren Mitgliedstaaten oder aber 
von einer oder mehreren berufständischen oder 
überberuflichen Organisationen vorgeschlagen wer- 
den, müssen jedoch von der betreffenden Regierung 
bzw. den Regierungen oder von der Kommission 
befürwortet werden. Nach Prüfung des Programms 
mit den Beteiligten und dem Ständigen Agrarstruk- 
turausschuß wird die Kommission sich zur Zweck- 
mäßigkeit des Programms äußern und die Bedingun- 
gen nennen, die ein Vorhaben erfüllen muß, damit 
es in dieses Programm aufgenommen werden kann. 

16. Unter Vorhaben ist eine öffentliche, halböffent- 
liche oder private Investition mit dem Ziel zu ver- 
stehen, die Verarbeitung und Vermarktung land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse - unabhängig davon, 
ob sie unter Anhang II des Vertrages fallen - zu 
rationalisieren oder zu fördern. 

17. Die Vorhaben sollen auf eine durch die wirt- 
schaftlichen Folgen der gemeinsamen Agrarpolitik 
erforderlich gewordene Anpassung oder Ausrich- 
tung der Landwirtschaft abzielen. 

Sie sollen zur Verbesserung der Lage der Agrar- 
sektoren beitragen, in denen sie durchgeführt wer- 
den, und für eine große Zahl landwirtschaftlicher 
Erzeuger eine angemessene und dauerhafte Beteili- 
gung an den sich daraus ergebenden wirtschaftlichen 
Vorteilen sicherstellen. 

18. Nach Einholung der Stellungnahme des Stän- 
digen Agrarstrukturausschusses und des Fonds- Aus- 
schusses wird die Kommission unter Zugrundele- 
gung objektiver Kriterien beschließen, für welche 
Vorhaben ein Zuschuß aus dem Fonds gewährt wird. 
Der Zuschuß besteht in Kapitalsubventionen und 
wird sich auf höchstens 25 v. H. des Investitions- 
werts erstrecken. Der Begünstigte selbst hat minde- 
stens 50 v. H. zu tragen. 

Zur Erreichung der Ziele in Artikel 39 des Vertrages 
beschließt der Rat, im Bereich der Verbesserung der 


Absatz- und Verarbeitungsbedingungen für Agrar- 
erzeugnisse gemeinsame Maßnahmen im Sinne von 
Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des 
Rates über die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik durchzuführen. 

Bei den meisten landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
der Gemeinschaft erfolgt eine Verarbeitung, bevor 
sie an den Endverbraucher gelangen. 

Die Förderung und Rationalisierung der Verarbei- 
tung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse werden sich somit positiv auf die Landwirt- 
schaft auswirken. 

In dem Streben nach einer leistungsfähigeren und 
moderneren Verarbeitung und Vermarktung, wo- 
durch eine höhere und regelmäßigere Nachfrage 
nach Agrarerzeugninssen und eine Verbesserung des 
Preisniveaus für die Landwirte erreicht werden soll, 
kann der EAGFL unter bestimmten Voraussetzungen 
einen Zuschuß zu den gemeinsamen Maßnahmen 
gewähren, indem er Einzelvorhaben finanziert, die 
den in dieser Verordnung genannten Bedingungen 
entsprechen. 

Die rationelle Finanzierung dieser Vorhaben liegt 
im Interesse der Gemeinschaft. Daher ist es ange- 
zeigt, sie in die spezifischen Mehrjahresprogramme 
der Gemeinschaft aufzunehmen. 

Damit alle Beteiligten größtmöglichen Nutzen aus 
der gemeinsamen Maßnahme ziehen können, muß 
die Initiative für die Ausarbeitung der Programme 
entweder von den zuständigen nationalen Stellen 
oder von der Kommission oder aber von dem Be- 
rufsstand selbst ausgehen. 

Damit die Kommission in einer eingehenden Prü- 
fung die Bedeutung der Programme und somit ihre 
Nützlichkeit für die Landwirtschaft der Gemeinschaft 
beurteilen kann, muß sie über verschiedene Grund- 
informationen verfügen. 

Die Auswahl der Vorhaben, die für die Gewährung 
eines Zuschusses aus dem Fonds in Frage kommen, 
muß nach allgemeinen Kriterien erfolgen, die die 
Verbesserung und Rationalisierung der Verarbei- 
tungs- und Vermarktungsstrukturen für Agrarer- 
zeugnisse sicherstellen und dauerhafte positive Aus- 
wirkungen auf den Agrarsektor gewährleisten. 

Eine gemeinsame Maßnahme in der Landwirtschaft 
muß alle Agrarerzeugnisse umfassen, unabhängig 
davon, ob sie unter Anhang II des Vertrages fallen 
oder nicht, sofern die nicht unter Anhang II fallen- 
den Erzeugnisse größtenteils aus Agrarerzeugnissen 
bestehen. 

Ein Zuschuß des Fonds in Höhe von höchstens 
25 v. H. des Investitionsbetrags dürfte eine angemes- 
sene Beteiligung an diesen Investitionen sein. 

Mit einem Zuschuß des Fonds in Höhe von . . . . 
Millionen Rechnungseinheiten während eines Zeit- 
raums von zehn Jahren könnten die Vermark- 
tungs- und Verarbeitungsbedingungen für Agrar- 
erzeugnisse verbessert werden. 
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